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IM NAMEN DES VOLKES

III ZR 106/69 URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Frau Dr. Gisela H ■ ,
Dipl. Kauf mann in NoMMstraße 0 ,

Verkündet am
3. Juli 1972 
Schorm,Justizobersekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Klägerin und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

gegen

die B u n d e s r e p u b l i k  D e u t s c h l a n d ,  
in Prozeßstandschaft für die Vereinigten Staaten von 
Amerika handelnd, vertreten durch den Bundesminister 
der Finanzen, dieser vertreten durch das Finanzministerium 
Baden-Württemberg, dieses vertreten durch das Regierungs­
präsidium Nordwürttemberg in SHtKtKK)*

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof .Dr .Dr .h.c.( 
und Prof. Dr. M  -



2

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 3. Juli 1972 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer sowie 
der Bundesrichter Dr. Kreft, Dr. Arndt, Dr. Hußla und 
Gähtgens

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird 
das Urteil des 1. Zivilsenats des Ober­
landesgerichts Stuttgart vom 19. März 1969
- 1 U 172/68 - im Kostenpunkt und insoweit 
aufgehoben, als es den Zahlungsanspruch 
für die Zeit nach dem 1. Januar 1965 ab­
gewiesen hat. Im übrigen wird die Revision 
zurückgewiesen.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung
- auch über die Kosten der Revision - 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand

Die Parteien streiten um die Abwicklung der 
Schadensfolgen eines Verkehrsunfalls.

Am 8. Dezember 1956 wurde die damals 33jährige 
Klägerin bei einem Verkehrsunfall verletzt, den der 
Fahrer eines Kraftfahrzeuges der in der Bundesrepublik 
stationierten amerikanischen Streitkräfte verschuldet 
hat. Durch rechtskräftiges Urteil des Landgerichts 
Stuttgart vom 2. Dezember 1965 (17/6.0. 47/59) ist 
festgestellt, daß die beklagte Bundesrepublik nach 
Maßgabe des Finanzvertrages verpflichtet ist, der 
Klägerin in voller Höhe allen aus dem Unfall ent­
standenen und noch entstehenden Schaden zu ersetzen. 
Gleichzeitig wurde der Klägerin u.a. für Verdienst­
entgang bis zum 28. Februar 1959 ein Betrag von 
26.000 DM zugesprochen.

Die Klägerin war bis zum Unfall als beratende 
Betriebswirtin freiberuflich tätig gewesen. Sie hatte 
für die Jahre 1954 - 1956 gute Einnahmen nachgewiesen, 
doch nahm das Landgericht an, daß die ständige Auf­
rechterhaltung dieser günstigen Entwicklung nicht zu 
beweisen sei, billigte ihr aber für ihren Verdienst­
ausfall als Mindestschaden monatlich 1.000 DM für die 
Zeit vom 1. Januar 1957 bis 28. Februar 1959 zu, wo­
bei das Gehalt eines akademisch vorgebildeten ent­
sprechenden Angestellten mit erfolgreicher beruflicher 
Bewährung in der Wirtschaft zugrundegelegt wurde.
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Nach Rechtskraft des Urteils machte die Kläge­
rin ihre weiteren Entschädigungsansprüche geltend 
und überreichte dem zuständigen Amt für Verteidigungs­
lasten in Schf|^HB H ä 9  wegen ihres Verdienstaus­
falles ein Schreiben der AG vom
11. Januar 1966, aus dem sich die Beträge ergaben, die 
diese Gesellschaft im Durchschnitt an angestellte Steuer­
berater gezahlt hatte; die T f l H W  AG hatte zugefügt, 
daß sie außerdem für jeden dieser Angestellten jähr­
lich 3.000 DM für ihre eigene Pensionsrückstellung 
und 1.000 DM für eine Versicherung zur zusätzlichen 
Altersversorgung aufgewendet habe. Mit Bescheid vom 
8. Mai 1967 regelte das Amt für Verteidigungslasten 
den Einnahmeausfall der Klägerin ab 1. März 1959; es 
legte die Angaben der T f l H  AG zugrunde und er­
klärte sich bereit, bis zum 31. Dezember 1964 entsprechen­
de Beträge zu zahlen, für die spätere Zeit aber nur als 
Vorauszahlung, weil insoweit noch Aufklärungen erfor­
derlich seien. Weiter heißt es in diesem Bescheid:

”Der absolute Endzeitpunkt für die Rente wurde 
auf den 31. März 1988 festgesetzt (Vollendung 
des 63. Lebensjahres ...). Da die zu gewährende 
Rente das Normal-Einkommen eines Steuerberaters 
darstellt, ist darin ein Betrag für die Rück­
lage zur eigenen Altersversorgung enthalten.”

Der Bescheid enthielt noch weitere Anordnungen und 
am Schluß eine Rechtsmittelbelehrung nach Maßgabe 
des Finanzvertrages dahin, daß die Klägerin inner­
halb von zwei Monaten Klage erheben könne, soweit 
eine Entschädigung nicht gewährt worden sei.
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Der Bevollmächtigte der Klägerin, KeflHBB, 
bat mit Schreiben vom 22. Juni 1967 um verschiedene 
Änderungen des Bescheides, insbesondere auch um Ge­
währung gesonderter Beträge für die Altersversorgung. 
Das Amt antwortete unter dem 4. Juli 1967, daß der 
Endzeitpunkt der Rente wegen eines Rechenfehlers auf 
den 30. April 1988 anders festgesetzt werde; weiter 
heißt es darin:

"Da die zu gewährende Rente das Normaleinkommen 
eines Steuerberaters darstellt, ist darin ein 
Betrag für die Rücklage zur eigenen Altersver­
sorgung enthalten."

Das Schreiben schloß mit dem Hinweis darauf, daß 
die durch die Entscheidung vom 8. Mai 1967 in Lauf 
gesetzte Rechtsmittelfrist hiervon nicht beeinflußt 
werde.

Unter dem 4. Juli 1967 reichte die Klägerin 
eine in der Parallelsache 17.0.96/67 entschiedene 
Klage ein, die am 6. Juli 1967 bei dem Landgericht 
einging und demnächst am 26. Juli 1967 zugestellt 
wurde. Die Klage behandelte zwar auch die Altersver­
sorgung, enthielt aber insoweit zunächst keinen 
förmlichen Antrag. Mit Schreiben vom 24. Oktober 
1967 bat die Klägerin das Amt um eine beschwerdefähige 
Entscheidung "zu dem Thema Altersversorgung", doch 
stellte sich das Amt im Schreiben vom 29. Januar 1968 
auf den Standpunkt, daß die Frage durch den Bescheid vom 
8. Mai 1967 endgültig erledigt sei. Darauf erhob die 
Klägerin im April 1968 die hier vorliegende Klage
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wegen einer Altersversorgung mit dem Antrag,

die Beklagte für die Zeit vom 1. März 1959 
bis 31. Dezember 1964 zur Zahlung von 23.333 DM 
nebst Zinsen und ab 1. Januar 1965 bis zum 
30. April 1988 zur Zahlung von jährlich 4.000 DM 
zu verurteilen.

Sie meint, die Entschließung vom 8. Mai 1967 habe 
zur Altersversorgung mit den bloß beiläufigen Worten 
keine endgültige Entscheidung getroffen. Auf jeden Fall 
sei die Klagefrist durch die Parallelklage vom Juli 
1967 gewahrt. Die Beklagte habe sich mindestens durch 
ihre mißverständlichen Erklärungen schadensersatz­
pflichtig gemacht und dürfe sich dann auf einen Frist- 
ablauf nicht berufen. Die Zahlung des Zusatzbetrages 
sei zum vollen Ausgleich ihrer Schäden notwendig.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzu­
weisen. Sie meint, die Klägerin habe die Klagefrist 
versäumt. Die Beklagte habe sowohl die Klägerin 
als auch ihre Vertreter über die Fristen deutlich 
genug belehrt. Die Klage sei im übrigen unbegründet, 
da die Klägerin aus den zugesprochenen Rentenbeträ­
gen für ihre Alterssicherung selbst sorgen müsse, 
zumal Angestellte mit diesen Gehältern damals nicht 
versicherungspflichtig gewesen seien.

Das Landgericht hat die Klage wegen Versäumung 
der Klagefrist als unzulässig abgewiesen. Das Ober-
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landesgericht hat die Berufung der Klägerin zurück­
gewiesen und in den Gründen insbesondere ausgeführt: 
Die Klägerin habe für die Ansprüche bis zum 31. De­
zember 1964 die Klagefrist des FinanzVertrages ver­
säumt, so daß die Klage insoweit unzulässig sei. Denn 
der Bescheid vom 8. Mai 1967 habe diese Ansprüche 
endgültig abgelehnt. Bei solchen Beiträgen zur Alters­
sicherung handele es sich nur um einen Rechnungs­
posten des Schadensersatzes, der im Bescheid sogar 
ausdrücklich ablehnend beschieden worden sei. Die im 
Jahre 1967 erhobene Parallelklage habe diesen An­
spruch nicht enthalten. Der Schadensausgleich für 
den Verdienstausfall für die Zeit nach dem 31. De­
zember 1964 sei allerdings nach dem Bescheid vom 
8 . Mai 1967 nicht endgültig geregelt; insoweit seien 
nur Vorauszahlungen vorgesehen. Deshalb sei für die 
auf die Zeit ab 1. Januar 1965 fallenden Ansprüche 
die Klagefrist gewahrt, weil der neuerliche Antrag 
auf Gewährung eines Zusatzbetrages für die Altersver­
sorgung vom 24. Oktober 1967 erst durch ein nicht 
zugestelltes Schreiben vom 29. Januar 1968 abgelehnt 
worden sei. Insoweit sei die Klage aber unbegründet, 
weil es sich bei dem Anspruch auf eine Rente für eine 
Altersversorgung lediglich um einen Rechnungsposten 
bei der noch ausstehenden Festsetzung der Erwerbs­
fähigkeitsrente handele, für den kein gesonderter 
Anspruch bestehe.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision 
der Klägerin, mit der sie ihre Ansprüche weiter­
verfolgt. Die Beklagte beantragt Zurückweisung der 
Revision.
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Entscheidungsgründe

Die Revision hat nur zum Teil Erfolg.

1. Der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungs­
gerichts ist zutreffend:

Die Ansprüche der Klägerin auf Schadensersatz 
wegen des Unfalls vom 8. Dezember 1956 sind nach 
Maßgabe des FinanzVertrages vom 26. Mai 1952 (BGBl 1955 
II 381) abzuwickeln. Der Finanzvertrag behandelte An­
sprüche wegen Schäden infolge von Handlungen oder Unter­
lassungen der in der Bundesrepublik stationierten Streit­
kräfte aus der Zeit vom 5. Mai 1955 bis zum Inkraft­
treten des NATO-Truppenstatutes am 1. Juli 1963.

2. Die Klage wegen der Ansprüche für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1964 ist mit Recht als unzu­
lässig wegen Versäumung der Klagefrist abgewiesen 
worden.

Nach Art. 8 Abs. 10 des FinanzVertrages konnte 
der Berechtigte bei völliger oder teilweiser Ab­
lehnung seiner Ansprüche nur binnen zwei Monaten 
nach Mitteilung der Entscheidung der Behörde Klage 
erheben.

Dem Berufungsgericht ist zuzustimmen, daß das 
Amt für Verteidigungslasten durch den Bescheid vom 
8. Mai 1967 abgelehnt hatte, neben der genau errech-
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neten Rente noch einen weiteren Betrag als Aus­
gleich oder Rücklage für eine Altersversorgung der 
Klägerin zu gewähren. Der Bescheid bringt das klar 
zum Ausdruck, indem er erklärt, daß in der festge­
setzten Rente ein Betrag für die Rücklage zur eigenen 
Altersversorgung bereits enthalten sei. Das ist nicht 
nur eine beiläufige Bemerkung, sondern eine ausreichend 
deutliche Entscheidung, die noch dazu vor Ablauf der 
Klagefrist durch das Schreiben vom 4. Juli 1967 aus­
drücklich wiederholt wurde. Der Senat stimmt insoweit 
der Auslegung durch das Berufungsgericht zu.

Unerheblich ist dafür der Beweisantrag auf Ver­
nehmung des Zeugen KeflHBH dahin, der Sachbearbeiter 
KgHD habe ihm erklärt, daß er die Frage der Gewährung 
einer Altersversorgung übersehen habe. Denn der Be­
scheid der Behörde vom 8. Mai 1967 enthält eine Ab­
lehnung dieses Anspruchs, und für den Beginn der 
Klagefrist ist es unerheblich, ob diese Entscheidung 
auf einem Versehen beruhte.

Die zweimonatige Klagefrist ist insoweit ver­
strichen. Denn der Bescheid vom 8. Mai 1967 ist am 
11. Mai 1967 zugestellt worden, so daß die Klage­
frist am 11. Juli 1967 ablief. Die Klage in dieser 
Sache (17.0.86/68) ist erst im Jahre 1968, also zu 
spät erhoben worden.

Die Klageschrift in der Parallelsache 17.0.96/67, 
die allerdings am 6. Juli 1967 eingegangen und demnächst 
zugestellt worden ist, wahrte die Klagefrist für die
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dort erhobenen Ansprüche, aber nicht für den hier 
anhängigen Rechtsstreit und die hier geltend ge­
machten Forderungen. Die Klägerin hatte zwar in der 
Parallelsache von 1967 bereits die Entscheidung des 
Amtes für Verteidigungslasten über die Altersversorgung 
als falsch bezeichnet und beanstandet, aber förmliche 
Anträge insoweit erst in der Berufungsinstanz gestellt. 
Über die Bedeutung dieser Prozeßhandlungen wird in der 
Parallelsache entschieden, in der ebenfalls Revision 
eingelegt worden ist (III ZR 84/69). Für die erst 1968 
anhängig gewordene neue Klage, über die hier entschieden 
wird, müssen die Prozeßhandlungen in der Parallelsache 
jedenfalls deshalb außer Betracht bleiben, weil die An­
sprüche wegen der Altersversorgung für die Zeit bis 
Ende 1964, um die es sich hier handelt, in der Parallel­
sache noch nicht geltend gemacht waren, als die hier 
anhängige Klage eingereicht und zugestellt wurde. Die 
Klägerin konnte sich also bei Erhebung dieser Klage 
nicht darauf berufen, daß durch einen anderen Rechts­
streit für diesen Anspruch die Klagefrist gewahrt war. 
Die Klage ist daher mit Recht als verspätet abgewiesen 
worden, soweit es sich um die im Bescheid vom 8. Mai 
1967 abgelehnten Ansprüche auf Altersversorgung bis 
zum 31. Dezember 1964 handelt.

3. Die Entscheidung wegen der Ansprüche aus der 
Zeit seit dem 1. Januar 1963 läßt sich dagegen nicht 
halten.

Keine Bedenken bestehen gegen die Annahme des 
Berufungsgerichts, daß der Bescheid vom 8. Mai 1967 
insoweit Ansprüche nicht abgelehnt hat, weil er für



diese Zeit nur Vorschüsse errechnet. Zwar haben das 
Amt für Verteidigungslasten durch Schreiben vom 
29. Januar 1968 und der Regierungspräsident in StMi- 
m  durch Schreiben vom 8. März 1968 diese Ansprüche 
abgelehnt, doch ist mangels Zustellung dieser Schreiben 
die Klagefrist nach dem Finanzvertrag nicht in Lauf ge­
setzt worden, so daß Bedenken wegen der Klagefrist nicht 
erhoben werden können. Eine förmliche Zustellung war 
nach den Verwaltungszustellungsgesetzen der Länder nötig 
(BGH VersR 1963, 130; auch Keßler, DRiZ 1964, 118).

Irrig ist dagegen die Auffassung des Oberlandes­
gerichts, die Klage sei insoweit unbegründet, weil die 
Klägerin lediglich einen bei der Berechnung der Gesamt­
entschädigung beachtlichen Rechnungsposten einklage und 
ihr kein gesonderter Anspruch auf Gewährung einer Rente 
zur Alterssicherung zustehe. Diese Begründung wird dem 
Begehren der Klägerin nicht gerecht. Der Antrag der Klä­
gerin geht insoweit auf Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung w e i t e r e r  4. 000 DM jährlich. Damit ver­
langt sie diesen Betrag zusätzlich zu den bereits vor­
läufig festgesetzten Vorschüssen. Sie meint also, daß 
die bisher vorgesehene Rente nicht den vollen ihr zu­
stehenden Schadensersatz darstelle, sondern um Beträge 
bis zu dieser Höhe angehoben werden müsse. Das ist ein 
Klagbegehren, das sachlich beschieden werden mußte. Denn 
die Klägerin war freiberuflich tätig gewesen und ihr 
war eine Rente nur für die Zeit bis zur Vollendung ihres 
65. Lebensjahres zugesprochen worden; das Amt ging also 
davon aus, daß die Klägerin sich bis dahin die für freie 
Berufe übliche Altersversorgung beschafft haben würde. Das 
Berufungsgericht war bei der Berechnung des Anspruchs aus
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§§ 842, 843 BGB schon deshalb auf eine weitgehende 
Schätzung nach § 287 ZPO angewiesen, weil die Kläge­
rin selbständig gewesen war. Das Oberlandesgericht 
hatte sich allerdings dem Ausgangspunkt des Landgerichts 
Stuttgart für diese Schätzung angeschlossen und die 
Bezüge als Mindestbetrag zugrundegelegt, die ein 
a n g e s t e l l t e r  Betriebswirt oder Finanzbe­
rater mit entsprechender Vorbildung und Erfahrung in 
der Wirtschaft verdient hätte. Das Oberlandesgericht 
hat dabei ebenfalls die Beträge übernommen, die die 
B f H B B I  AG ihren entsprechenden Angestell­
ten gezahlt hatte. Nach dieser Auskunft hatten diese 
Angestellten aber außer den vom Amt für Verteidigungs­
lasten eingesetzten Gehältern eine Altersversorgung 
auf Kosten des Arbeitgebers erhalten, für die die

AG damals jährlich 4.000 DM je Angestellten 
aufwandte. Dieser Posten war nach dem bisherigen Par­
teivortrag bei der Festsetzung des Schadensersatzes 
nicht berücksichtigt worden.

Nach dem Antrag der Klägerin mußte das alles 
überprüft werden. Das Berufungsgericht hätte deshalb 
für die streitige Zeit eine Berechnung des geschuldeten 
Verdienstausfalles anstellen und prüfen müssen, ob der 
als Vorschuß errechnete Betrag ausreichend war oder 
ganz bzw. teilweise bis zu dem verlangten Betrag erhöht
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werden mußte. Möglicherweise ist es für die Klä­
gerin zweckmäßiger, noch nicht für die ganze zu­
künftige Zeit schon jetzt auf Leistung zu klagen, 
weil die Verhältnisse sich ändern können. Im Zeit­
punkt der letzten mündlichen Verhandlung waren aber 
bereits über vier volle Jahresbeträge für die Zeit 
seit dem 1. Januar 1965 fällig geworden, für die eine 
endgültige Abrechnung erfolgen konnte.

Das Urteil muß daher insoweit aufgehoben werden.

Meyer Kreft Dr. Arndt

Dr. Hußla Gähtgens
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